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Stellungnahme zum Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut, 
Anhörungsverfahren zum Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 6/4942 

Zunächst möchte ich mich bei der Landtagsverwaltung bedanken, dass ich die Möglichkeit erhalte, in 

Vertretung für den verhinderten Kollegen Andreas Wolf vom Kreisarchiv Greiz an der Anhörung 

teilzunehmen. 

Meine Stellungnahme bezieht sich in erster Linie auf die Paragraphen bzw. Passagen im Entwurf, 

welche die Belange der Kommunal-, insbesondere der Kreisarchive, berühren. 

Präambel 
In der Präambel werden unter der Überschrift „A. Problem und Regelungsbedürfnis"die Gründe für 

Novellierung des Archivgesetzes dargestellt. 

Dazu gehören die aus kommunaler Sicht besonders bedeutsamen Punkte 1. „Stärkung der 

Kreisarchive durch Anpassung ihres Aufgabenkreises"und 2. „Durchführung der Aufgaben 

kommunaler Archive grundsätzlich in öffentlicher Trägerschaft bei angemessener Ausstattung". 

Aber auch Punkt 3. „Stärkung der Fähigkeit des künftigen Landesarchivs, Aufgaben der Fachberatung 

und Weiterbildung für die öffentlichen Archive Thüringens wahrzunehmen" berührt, wenn auch nicht 

auf den ersten Blick, die Interessen der kommunalen Archive. 

Leider findet der Gesetzestext dann nicht immer die klaren Formulierungen für die Umsetzung der 

Vorgaben aus der Präambel. 

Insbesondere auf die §§ 4 und 10 möchte ich im Folgenden konkret eingehen: 

§ 4 Kommunales Archivgut, Kommunale Archive 

§4 Abs. 2 
Die eindeutige Ausweisung der Archivierung als Pflichtaufgabe der Kommunen in eigener 

Verantwortung und Zuständigkeit ist zu begrüßen. 

Fraglich ist in diesem Zusammenhang aber die in § 8 Abs. 3, Satz 3 ebenfalls ausgewiesene 

Zuständigkeit des Landesarchivs. Dort heißt es: 
„Das Landesarchiv ist zuständig für [...] Archivgut von Gemeinden, Landkreisen und kommunalen 

Verbänden, sofern es ihm angeboten und von ihm übernommen wird". 

Diese Formulierung ist irreführend und sollte gestrichen werden.1  

1  Eine Zuständigkeit des Landesarchivs für kommunales Archivgut gibt es nicht, bzw. kann es nur geben, wenn dieses auf 
Grundlage von Verträgen (Deposita) bereits im Landesarchiv verwahrt wird. In diesem Fall besteht für jedes  Archly  durch 

den Vertrag per se eine Zuständigkeit für das bei ihm verwahrte Archivgut. Das muss nicht extra im Landesgesetz 

ausgewiesen werden.  
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§4 Abs. 3 

Die Feststellung, dass für„eine angemessene personelle und sachliche Ausstattung der kommunalen 

Archive" Sorge zu tragen sei, wird der Bedeutung des Archivguts als historischem Erbe der 

Kommunen nicht gerecht. 
Die Notwendigkeit der Erfüllung archivfachlicher Anforderungen bei der Unterhaltung eigener 

kommunaler Archive muss deutlicher als Erfordernis herausgestellt werden. 

Neuer Formulierungsvorschlag: 
Die von den in Absatz 1 genannten Stellen unterhaltenen eigenen oder gemeinsamen Archive 

müssen in ihrer personellen und sachlichen Ausstattung archivfachlichen Anforderungen 

entsprechen ... 

§ 4 Abs. 4, Satz 1 und 2 
Hier wird ausgeführt, dass Gemeinden und Gemeindeverbände ohne eigenes öffentliches Archiv 

„ihre Unterlagen gemeinsamen Archiven, anderen kommunalen Archiven, dem Landesarchiv oder 

anderen archivfachlichen Ansprüchen genügenden öffentlichen Archiven"anbieten. Diese 

Formulierung geht an der Archivpraxis vorbei2  

Sie wirft Fragen auf, die nicht beantwortet werden, unter anderem: Was sind andere kommunale 

Archive? 

Ebenfalls hinterfragt werden muss der Wortlaut von § 4,Satz 2  „1st  kein öffentliches Archiv zur 

Übernahme bereit, sind die Unterlagen vom Archiv des zuständigen Landkreises zu übernehmen." 

Es wird erstens impliziert, dass die Archive der Landkreise, also die Kreisarchive, keine öffentlichen 

Archive sind. 
Zweitens wird den Archiven der Landkreise die Verpflichtung auferlegt, Unterlagen der Gemeinden 

übernehmen zu müssen. Wenn das so gewollt ist, sollte der allgemeine Begriff„Unterlagen"durch 

den eindeutigen Begriff„Archivgut"ersetzt werden. 

In §4 Abs. 4 muss eindeutig klargestellt werden, dass bei Nichtvorhandensein von eigenen oder 
gemeinsamen Archiven das Archivgut zuerst dem zuständigen Kreisarchiv anzubieten ist. Erst danach 

können das Landesarchiv oder andere öffentliche Archive eintreten. 
Damit ist eine klare Zuständigkeitshierarchie definiert, die sowohl den gewachsenen Strukturen und 

Gegebenheiten als auch den Interessen der Archive entspricht und so der in der Präambel 

postulierten Stärkung der Kreisarchive gerecht wird. 

Neuer Formulierungsvorschlag: 
Sofern kreisangehörige Gemeinden oder Gemeindeverbände keine eigenen oder gemeinsamen 

Archive unterhalten, bieten sie Ihr Archivgut dem Archiv des zuständigen Landkreises an (oder: 

übernimmt das Archiv des zuständigen Landkreises ihr Archivgut). 

§ 10 Archivpflege 

In § 10 wird festgestellt: „Die Archivpflege als verantwortliches Handeln zum Schutz der 

archivalischen Quellen für die Orts- und Landesgeschichte wird vom Freistaat Thüringen unterstützt. 

Durch fachliche Beratung können die öffentlichen Archive, insbesondere das Landesarchiv, auch 

nichtstaatliche Archiveigentümer [...] beraten, soweit daran ein öffentliches Interesse besteht." 

2  Insbesondere aufgrund der regionalen Nähe der Kreisarchive und des Zusammenhangs mit den bereits übernommenen 
(Gemeinde-)Beständen, welche vor 1990 sogar per Gesetz in die Kreisarchive gelangten, ist es gängige Praxis, dass 
Gemeinden ohne eigenes Archiv in der Regel ihr Archivgut im jeweiligen Kreisarchiv deponieren. Das heißt es existiert eine 
langjährige Erfahrung bei der Archivierung von Gemeindeunterlagen, weshalb die Kreisarchive die eigentlichen 
Anbietungsstellen für Archivgut der Gemeinden bereits seit Langem sind. Dies sollte sich im Gesetz auch so wiederfinden. 



Die Archivpflege und Koordinierungsaufgaben für die Archive des Landes insgesamt liegen in der 

Tradition des Thüringer Archivwesens begründet. Der per Gesetz sanktionierte Rückzug des Landes 

auf reine Beratungsfunktionen ist aus kommunaler Sicht nicht hinnehmbar. 

Der Freistaat hat sich seit Auflösung des ministerialen Fachreferats als oberster Archivbehörde im 
Jahr 2002 sukzessive aus seiner koordinierenden Funktion gegenüber allen thüringischen 

Archivsparten zurückgezogen. Der letzte Schritt in diese Richtung war die Streichung der 
Archivberatungsstelle aus dem Thüringer Archivgesetz im Jahr 2016. 

Vermeintlich wurde diese Funktion mit der Errichtung des Landesarchivs zwar wieder aufgenommen, 

aber nur gegenüber den Thüringischen Staatsarchiven und nicht unter Einbeziehung der anderen 
Archivsparten insbesondere nicht der Kommunalarchive. 

Dabei wäre eine solche koordinierende Funktion unbedingt notwendig. Man denke nur an die 

gewaltigen Aufgaben, die im Zusammenhang mit der digitalen Archivierung auf alle Archive in 
Thüringen zukommen. 

Die Wiedereinrichtung eines archivfachlich besetzten ministerialen Fachreferats oder einer Fachstelle 

für Koordinierungsaufgaben beim Landesarchiv halte ich deshalb für unbedingt notwendig und sollte 
deshalb Aufnahme in das neue Archivgesetz finden. 

Zusammenfassung 

Abschließend und zusammenfassend gilt es aus meiner Sicht als positiv anzumerken, dass 

- der Gesetzentwurf eine Auffanglösung für Gemeinden ohne eigenes Archiv enthält, 

- Kostenersatz bei Abgabe von Archivgut an das aufnehmende Archiv zu leisten ist und 
- die Archivierung als Pflichtaufgabe für Kommunen festgeschrieben wurde. 

Trotz dieser positiven Ansätze wird mit dem Gesetzentwurf kaum eine Stärkung des kommunalen 

Archivwesens erreicht werden können. Dafür sind in erster Linie die unklaren Regelungen bzw. 

Formulierungen in § 4 Abs. 3, 4 sowie in § 10 verantwortlich. Alternative Möglichkeiten dazu wurden 
von mir aufgezeigt. 

Vor dem Hintergrund der gewaltigen Aufgaben des digitalen Zeitalters stellen für mich darüber 

hinaus die fehlenden Regelungen zur Koordinierung der Aktivitäten aller Archivsparten und der 

Rückzug des Freistaates aus der nichtstaatlichen Archivpflege eine Schwächung nicht nur des 
kommunalen sondern des gesamten Thüringer Archivwesens dar. 

Thomas Hildebrand 
Leiter Kreisarchiv Sömmerda 
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